
I

BUNDESGERICHTSHOF

BESCHLUSS
XII ARZ 1/92

vom 29. Januar 1992 
in der Familiensache



Der xil. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am
29. Januar 1992 durch den Vorsitzenden Richter Lohmann und
die Richter Dr. Krohn, Dr. Zysk, Nonnenkamp und Dr. Knauber

beschlossen:

Die Bestimmung des zuständigen Gerichts wird ab­
gelehnt .

Gründe:

I.

1. Der Bundesgerichtshof ist zur Entscheidung berufen. 
Da eine Regelung der elterlichen Sorge nach § 1672 Satz 1 
i.v. mit § 1671 BGB begehrt wird, handelt es sich um eine 
Familiensache im Sinne von § 621 Abs. 1 Nr. 1 ZPO. Das Ver­
fahren über die Bestimmung des örtlich zuständigen Gerichts 
richtet sich daher gemäß § 621a Abs. 1 ZPO nicht nach § 5 
FGG, sondern nach § 36 Nr. 6 ZPO.

Diese Vorschrift ist anwendbar. Denn auch in Fällen mit 
Auslandsberührung ist für die Zuständigkeit einschließlich 
des Verfahrens über die Bestimmung des zuständigen Gerichts 
das deutsche Recht als lex fori maßgebend (vgl. Senatsbe­
schluß vom 30. November 1983 - IVb ARZ 50/83 = FamRZ 1984, 
162) .
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2. Die Voraussetzungen des § 36 Nr. 6 ZPO sind jedoch 
nicht erfüllt. Die Bestimmung des zuständigen Gerichts nach 
dieser Vorschrift setzt in allen Verfahrensarten, in denen 
die Gegenpartei vor der Entscheidung am Verfahren zu betei­
ligen ist, regelmäßig einen Zuständigkeitsstreit nach Zu­
stellung oder, wo dies nach den verfahrensrechtlichen Vor­
schriften genügt, Mitteilung der Antragsschrift an die Par­
tei voraus (ständige Rechtsprechung seit Senatsbeschluß vom 
5, März 1980 - IV ARZ 8/80 - FamRZ 1980, 562; vgl. Senats­
beschlüsse vom 8. Juli 1987 - IVb ARZ 28/87 = BGHR ZPO S 36 
Nr. 6 Unzuständigerklärung, rechtskräftige 2; vom 1. Juni 
1988 - IVb ARZ 26/88 = FamRZ 1988, 1256). Da in dem Verfah­
ren über die Regelung der elterlichen sorge vor der Ent­
scheidung die Eltern gemäß § 50a FGG anzuhören sind, kann 
die Zuständigkeit erst bestimmt werden, nachdem der von ei­
nem Elternteil gestellte Antrag dem anderen mitgeteilt wor­
den ist. Daran fehlt es hier. Der Antrag der Antragstelle­
rin vom 17. Juni 1991 ist dem Antragsgegner bisher nicht 
zugeleitet worden, obwohl dessen Aufenthaltsort seit dem 
18. November 1991 (wieder) bekannt ist.

II.

1. Der Senat weist vorsorglich darauf hin, daß das 
Amtsgericht G. zuständig sein dürfte. Die Zuständigkeit 
richtet sich nach §§ 43 Abs. 1, 36 FGG i.v. mit § 64k 
Abs. 3 Satz 1 und Satz 2 FGG. Nach S 36 Abs. 1 FGG ist das 
Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk das minderjäh­
rige Kind zu dem Zeitpunkt, zu dem ein Gericht mit der An­
gelegenheit befaßt, also der Antrag auf eine gerichtliche

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

Maßnahme gestellt wird (§ 43 Abs. 1 letzter Halbsatz FGG), 
seinen Wohnsitz hat. Das ist hier das Amtsgericht G.. Das 
minderjährige eheliche Kind teilt gemäß § 11 Satz 1 BGB den 
Wohnsitz der sorgeberechtigten Eltern. In Fällen, in denen 
die Eltern - wie hier - verschiedene Wohnsitze haben, hat 
das Kind danach einen Doppelwohnsitz. Der Sohn Lucas teilt 
also sowohl den Wohnsitz des Antragsgegners in den USA als 
auch den der Antragstellerin in P. (Amtsgerichtsbezirk G.). 
Hieran ändert der Umstand nichts, daß die Antragstellerin 
den seit Ostern 1991 in den USA begründeten gemeinsamen 
Wohnsitz der Familie im Juni 1991 wieder aufgegeben und ih­
ren Wohnsitz nach P. zurückverlegt hat (vgl. Keidel/Kunt- 
ze/Winkler FGG 12. Aufl. § 36 Rdn. 9 b). Ein alleiniger 
Wohnsitz des Sohnes bei dem Vater wäre hierdurch nur be­
gründet worden, wenn die Eltern einvernehmlich beschlossen 
hätten, daß der Sohn bei dem Antragsgegner in den USA blei­
ben sollte (vgl. Senatsbeschluß vom 1. Juli 1987 - IVb ARZ 
26/87), Das ist jedoch nicht der Fall. Nach dem Vorbringen 
der Antragstellerin war der Antragsgegner vielmehr zunächst 
damit einverstanden, daß sie zusammen mit dem Sohn nach 
Deutschland zurückkehren sollte; von diesem Einverständnis 
habe er sich einseitig gelöst.

2. Eine Zuständigkeit des Amtsgerichts Schöneberg ist 
entgegen der Auffassung des Amtsgerichts G. 
nicht gegeben. Das Amtsgericht Schöneberg ist nach § 36 
Abs. 2 FGG nur dann zuständig, wenn ein Mündel (Kind) Deut­
scher ist und im Inland weder Wohnsitz noch Aufenthalt hat. 
Der Sohn der Antragstellerin ist als eheliches Kind eines 
deutschen Elternteils deutscher Staatsangehöriger {§ 4 
Nr. 1 Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz). Ob er dane-



ben noch eine weitere Staatsangehörigkeit nach seinem Vater 
besitzt, ist im Rahmen des § 36 Abs. 2 FGG ohne Bedeutung. 
Bei mehrfacher Staatsangehörigkeit ist gemäß Art. 5 Abs. 1 
Satz 2 EGBGB die deutsche maßgebend (vgl. Keidel/Kunt- 
ze/Winkler aaO § 36 Rdn. 19). Da das Kind indessen, wie 
dargelegt, den Wohnsitz der Antragstellerin teilt und damit 
bei Eingang des Antrags auf Regelung der elterlichen Sorge 
am 18. Juni 1991 einen Wohnsitz im Inland hatte, sind die 
Voraussetzungen für eine Zuständigkeit des Amtsgerichts 
Schöneberg nicht erfüllt.

Lohmann Krohn
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